
von der Übereinstimmung diesesi Geschreibsels mit sei­
nem Willen ob der phantastischen Fachausdrücke rest­
los überzeugt. Den später am Nachlaß Beteiligten ist es 
dann überlassen, mit Hilfe langwieriger Prozesse dieses 
Testament mit dem wirklichen Willen des Testators in 
Einklang zu bringen.

Auch an eine andere gefürchtete Erscheinung sei in 
diesem Zusammenhang erinnert, an die Testierwut. 
Testamentsakten mit zehn oder mehr letztwilligen Ver­
fügungen (meistens mit Vermächtnissen oder Teilungs­
anordnungen bestückt) sind jedem Nachlaßsachbearbei­
ter zur Genüge bekannt. Wie häufig kommt es vor, daß 
durch solche Vermächtnisse der gesamte Nachlaß rest­
los aufgeteilt wird, weil sich die Testatoren bei den 
späteren Kundgebungen ihres letzten Willens bzw. 
„allerletzten Willens“ über den Inhalt ihrer früheren 
Testamente nicht mehr im klaren waren.

Die Behauptung, daß das privatschriftliche Testament 
billig sei, ist besonders leicht zu widerlegen. Zwar 
kostet den Erblasser dieses Testaments im Moment 
nichts. Dieses Ersparnis muß aber später durch die Er­
ben mehr als ausgeglichen werden, da der alsdann er­
forderliche Erbschein teurer ist als die Gebühr für die 
Beurkundung eines Testaments durch einen Notar oder 
das Gericht. Hinzu kommen manchmal noch die Aus­
lagen für etwa erforderliche Personenstandsurkunden.

Der Hinweis, das Testament werde deshalb gern in 
privatschriftlicher Form errichtet, weil es ohne die Zu­
ziehung von Zeugen abgesetzt werden kann, enthält 
ein durch nichts gerechtfertigtes Mißtrauen gegen die 
Einhaltung der Schweigepflicht durch das Gericht oder 
den Notar. Es erübrigt sich deshalb, hierauf näher ein­
zugehen.

Am schwierigsten zu widerlegen ist der Einwand, daß 
der unbefangene und unbürokratisch denkende Testa­
tor sich nicht gern eines Notars oder des Gerichts be­
dient, weil er nach den bisherigen Erfahrungen befürch­
tet, daß sein letzter Wille durch solche Berufsjuristen 
„verklausuliert“ werden würde. Es mag zugegeben wer­
den, daß in der Vergangenheit eine solche Befürchtung 
nicht selten begründet war. Ein solches Argument 
spricht doch dann aber nicht für die Beibehaltung des 
Privattestaments sondern beweist höchstens die Not­
wendigkeit der Heranbildung anderer Juristen. Daß 
heute alles getan wird, um unsere Juristen zu wirklich 
demokratischen Justizangestellten zu machen, dürfte 
sich inzwischen auch in den nicht der Justiz unmittelbar 
angehörenden Kreisen herumgesprochen haben.

Nach alledem dürfte es an der Zeit sein, die Form 
des privatschriftlichen Testaments zu den Akten zu 
legen. Nur das gerichtlich oder notariell beurkundete 
Testament scheint mir geeignet zu sein, ein Testament 
zu dem zu machen was es eigentlich sein soll: Die zwei­
felsfreie Fixierung des Willens eines Menschen, wie es 
nach seinem Tode mit seiner Hinterlassenschaft gehal­
ten werden soll.

Rechtspfleger Helmut P ö t z s c h , Schmalkalden

Bedarf es zur Aufnahme einer Aufbaugrund­
schuld auf ein Grundstück eines Minderjährigen 
der Genehmigung des Vormundschaftsgerichts?

I
Nach der Anordnung über die Kreditgewährung für 

Wiederinstandsetzung bzw. Wiederaufbau privater 
Wohnungsbauten vom 2. September 1949 und der ersten 
Durchführungsbestimmung vom 20. Februar 1950 (GBl.
S. 315) ist die Gewährung von Aufbaumitteln durch die 
Deutsche Investitionsbank von der Bestellung einer 
Aufbaugrundschuld und von der Ausstellung einer 
Schuldurkunde durch den Kreditnehmer abhängig. 
Durch die Schuldurkunde wird neben der dinglichen 
Belastung des Grundstücks eine persönliche Haftung 
des Kreditnehmers begründet.

Nach § 7 der 1. Durchführungsbestimmung bedarf 
es zur Bestellung der Aufbaugrundschuld nicht der nach 
anderen Vorschriften erforderlichen Genehmigung einer 
Behörde. Es ist daher die Eintragung einer solchen 
Grundschuld auf das Grundstück eines Minderjährigen 
nicht von der Beibringung der sonst nach §§ 1821 Ziff. 1, 
1915, 1643, 1636 BGB erforderlichen Genehmigung des 
Vormundschaftsgerichts abhängig zu machen.

Es fragt sich, ob diese Ausnahmevorschrift auch auf 
die Begründung der persönlichen Schuld anzuwenden 
ist, so daß auch die zur Aufnahme von Geld auf den 
Kredit eines Mündels in §§.1822 Ziff. 8, 1915, 1643, 1686 
BGB vorgeschriebene Genehmigung des Vormund­
schaftsgerichts nicht erforderlich ist. Die Deutsche In­
vestitionsbank hält eine solche für nötig, und dieser 
Ansicht ist zuzustimmen. In § 7 der 1. Durchführungs­
bestimmung ist nur die Grundschuld, nicht auch die 
persönliche Schuld genannt, und es besteht bezüglich 
letzterer auch ein Bedürfnis für eine Beaufsichtigung 
durch das Vormundschaftsgericht. In diesen Fällen 
bestehen keine Bedenken hinsichtlich der Art der Ka­
pitalanlage. Es ist aber zu prüfen, ob die wirtschaft­
lichen Verhältnisse des Mündels die Eingehung einer 
solchen erheblichen Schuldverpflichtung angemessen 
erscheinen lassen, ob seine Mittel zum Bestreiten der 
Zins- und Tilgungszahlungen ausreichen und ob sie 
nicht etwa für andere dringlichere Zwecke benötigt 
werden.

Oberrichter Max M ü l l e r ,  Dresden
1
II

Die Auffassung M ü l l e r s ,  wonach der gesetzliche 
Vertreter eines minderjährigen Grundstückseigen­
tümers zum Abschluß eines Kreditvertrages zwecks 
Beschaffung von Aufbaumitteln (Anordnung vom
2. September 1949) der vormundschaftsgerichtlichen Ge­
nehmigung bedarf, ist sicher richtig. M. E. ist sogar 
noch weiter zu gehen und, entgegen Müller, auch die 
Bestellung der Aufbaugrundschuld der vormundschafts­
gerichtlichen Genehmigungspflicht nach § 1821 Abs. 1 
Ziff. 1 BGB zu unterwerfen. § 7 Abs. 4 der Durchfüh­
rungsverordnung vom 20. Februar 1950, auf den Müller 
seine Auffassung stützt, hat nach meiner Meinung die 
Fälle einer notwendigen vormundschaftsgerichtlichen 
Genehmigung nicht im Auge. Die Vorschrift betrifft 
die Fälle, in denen an sich eine „behördliche Geneh­
migung“ aus Gründen des öffentlichen Interesses er­
forderlich ist, in erster Linie also die nach Art. V des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 erforderliche Genehmigung; 
ihr Motiv ist die Erwägung, daß, soweit der Wieder­
aufbau ganz oder teilweise zerstörter Wohnhäuser in 
Frage kommt, sich ein öffentliches Interesse an seiner 
Ermöglichung von selbst verstehe, mithin eine beson­
dere Nachprüfung durch die Verwaltungsbehörde nicht 
mehr erforderlich sei. Daß der Gesetzgeber hier an den 
Fall der von einer V e r w a l t u n g b e h ö r d e  zu er­
teilenden, also im öffentlichen Interesse notwendigen 
Genehmigung gedacht hat, zeigt die Terminologie „be­
hördliche Genehmigung“ an, die normalerweise auf 
derartige Genehmigungen angewandt wird, während 
in dem hier interessierenden Fall das Gesetz von einer 
gerichtlichen oder vormundschaftsgerichtlichen Geneh­
migung zu sprechen pflegt.

Bei dieser liegt die Sache grundsätzlich anders. Das 
für sie bestimmende Motiv ist die Wahrung des vom 
Staate als besonders schutzwürdig anerkannten privaten 
Interesses Minderjähriger. Während die Abstellung 
einer Entscheidung auf das öffentliche Interesse stets 
zu einem einheitlichen Ergebnis führen muß, gleich­
gültig welches Gesetz die Prüfung vorschreibt, ist eine 
Kollision zwischen öffentlichem und privatem Interesse 
durchaus denkbar, d. h. also ein verschiedenes Ergeb­
nis, je nachdem, welches Interesse der Entscheidung 
zugrunde gelegt wird. Und es gibt keinen Anhalts­
punkt dafür, daß unsere Gesetzgebung, für die der 
Schutz der Jugend bekanntlich ein beherrschendes 
Prinzip ist, gerade im Falle des Wiederaufbaus privater 
Gebäude dieses Prinzip grundsätzlich in den Hinter­
grund treten lassen, den Schutz der Minderjährigen 
vernachlässigen wollte. § 7 Abs. 4 a. a. O. ist, wie schon 
die Stellung der Vorschrift in einer Durchführungs­
verordnung ergibt, technischer, nicht prinzipieller Na­
tur: er wollte eine Beschleunigung des Verfahrens er­
zielen, indem er, ausgehend von der Bejahung des 
öffentlichen Interesses am Wiederaufbau, eine noch­
malige Prüfung durch eine Verwaltungsbehörde als 
überflüssig ausschloß; er wollte aber keineswegs das 
in der Tätigkeit des Vormundschaftsgerichts liegende 
Rechtsprinzip aufgeben. Das war schon deshalb nicht 
erforderlich, weil in den Ausnahmefällen, in denen das 
öffentliche Interesse an der Wiederherstellung eines 
bestimmten Gebäudes so stark ist, daß jedes private 
Interesse, auch das der Minderjährigen, dahinter zu­
rücktreten muß, der Weg des § 5 der Anordnung vom
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